
 

WD 9 - 3000 – 038/20 (6. Mai 2020)  © 2020 Deutscher Bundestag 
 
Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages unterstützen die Mitglieder des Deutschen Bundestages 
bei ihrer mandatsbezogenen Tätigkeit. Ihre Arbeiten geben nicht die Auffassung des Deutschen Bundestages, eines sei-
ner Organe oder der Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung der Verfasse-
rinnen und Verfasser sowie der Fachbereichsleitung. Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste geben nur den zum Zeit-
punkt der Erstellung des Textes aktuellen Stand wieder und stellen eine individuelle Auftragsarbeit für einen Abge-
ordneten des Bundestages dar. Die Arbeiten können der Geheimschutzordnung des Bundestages unterliegende, ge-
schützte oder andere nicht zur Veröffentlichung geeignete Informationen enthalten. Eine beabsichtigte Weitergabe oder 
Veröffentlichung ist vorab dem jeweiligen Fachbereich anzuzeigen und nur mit Angabe der Quelle zulässig. Der Fach-
bereich berät über die dabei zu berücksichtigenden Fragen. 

 

Im Zusammenhang mit den Herausforderungen der aktuellen SARS-CoV-2-Pandemie stellt sich 
die Frage, ob sich konkrete Verpflichtungen etwa zur Bereitstellung von Schutzausrüstung oder 
Desinfektionsmitteln aus einer staatlichen Pflicht zur Daseinsvorsorge ergeben. 

Die staatliche Daseinsvorsorge beinhaltet das Bereitstellen von Infrastrukturleistungen, die die 
Bürgerinnen und Bürger zur freien Entfaltung ihrer Persönlichkeit benötigen und die den sozia-
len Zusammenhalt einer Gesellschaft durch die Produktion öffentlicher Güter gewährleisten. 
Hiervon umfasst ist unter anderem auch die Infrastruktur, auf die die Bürger im Hinblick etwa 
auf ihre Gesundheit, Mobilität oder wirtschaftliche Tätigkeit angewiesen sind.1 Aus verfassungs-
rechtlicher Perspektive ist die staatliche Daseinsvorsorge Ausdruck des Sozialstaatsprinzips,2 das 
als Staatszielbestimmung in Art.  20 Abs. 1 Grundgesetz (GG) und Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG  
verankert ist.3 Aus dem Sozialstaatsprinzip lassen sich aber keine subjektiven Rechte oder sonsti-
gen unmittelbaren Rechtsfolgen ableiten.4  

Die Grundrechte, darunter auch das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit nach  
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz (GG), verstehen sich in erster Linie als Abwehrrechte gegenüber 
dem Staat. Darüber hinaus umfassen sie aber auch eine Schutzfunktion des Staates, insbesondere  
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vor Eingriffen Dritter in diese Grundrechte. In Hinblick auf Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zielt die 
Schutzfunktion auf die unerlässlichen Voraussetzungen der Existenz und begründet keine indivi-
duellen Leistungsansprüche.5 

Anerkannt ist, dass sich aus dem Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit in Ver-
bindung mit dem Sozialstaatsprinzip die Pflicht des Staates ergibt, ein tragfähiges Gesundheits- 
und Krankenversicherungssystems zu schaffen. Allerdings steht dem Gesetzgeber bei der konkre-
ten Ausgestaltung dieses Systems ein so weiter Gestaltungsspielraum zu, dass sich in der Regel 
keine originären Leistungsansprüche auf bestimmte medizinische Leistungen daraus ableiten  
lassen.6 Diese ergeben sich aus dem einfachen Gesetz. Mit der Schaffung des deutschen Kranken-
versicherungssystems und der gesetzlichen Regelung der Leistungsansprüche ist der Gesetzgeber 
dieser Pflicht nachgekommen.7 

*** 
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